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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2023: Parteien

Für die Parteien stand das Jahr 2023 überwiegend im Zeichen der National- und
Ständeratswahlen sowie der Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats. Dies schlägt
sich auch in der Medienpräsenz der Parteien nieder, die sich dem Spitzenwert aus dem
letzten eidgenössischen Wahljahr 2019 annäherte und im Wahlmonat Oktober
kulminierte (vgl. Abbildungen 1 und 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Die SVP lancierte ihren Wahlkampf mit einem neuen Parteiprogramm, das sich unter
anderem gegen «Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Wahlkampf rückte
die Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer
klassischen Kernthemen ins Zentrum. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong und ein aufwändiger Wahlkampfanlass viel
Aufmerksamkeit. Bei den Nationalratswahlen erzielte die Partei schliesslich das
drittbeste Resultat ihrer Geschichte, im Ständerat musste sie hingegen Verluste
hinnehmen. Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP für ein Festhalten an der
bisherigen Sitzverteilung aus, erhob jedoch – letztlich ohne Erfolg – mit einem
Zweierticket Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter Thurnherr.
Auch in diesem Jahr zeigte sich die SVP aktiv bei der Nutzung der Volksrechte. So
lancierte sie ihre «Nachhaltigkeitsinitiative» und brachte – unter Rückgriff auf
unübliche Methoden – das Referendum gegen das Klimagesetz zustande, an der Urne
konnte sie das Gesetz aber nicht zu Fall bringen. Verschiedentlich wurde in den Medien
diskutiert, ob sich die SVP genügend gegen Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu
boten unter anderem die in zwei Kantonen eingegangenen Listenverbindungen mit
Mass-voll und Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur
Jungen Tat.

Die SP konnte sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den Ständeratswahlen zulegen.
Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der Themenlage, die der SP mit
Inflation, steigenden Mieten und Krankenkassenprämien in die Hände gespielt habe. Die
Partei hatte in ihrem Wahlkampf denn auch das Thema Kaufkraft an erste Stelle gesetzt.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte (vgl. Abbildung 1).
Letztlich wählte die Bundesversammlung mit Beat Jans unter einigen Nebengeräuschen
einen der beiden offiziellen SP-Kandidaten.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde.
Einen Erfolg konnte sie hingegen mit dem Zustandekommen ihrer Kita-Initiative
verbuchen. Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium neu zu
besetzen. Wie schon die Bundespartei wird nun auch die Fraktion von einem
geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt.

Für die FDP verliefen die National- und Ständeratswahlen enttäuschend. Im Wahlkampf
hatten Diskussionen dazu, ob die grossflächigen Listenverbindungen mit der SVP für die
FDP strategisch sinnvoll seien oder gemässigte Wählende abschreckten, ihre
inhaltlichen Wahlkampfthemen teilweise in den Schatten gestellt. Die Vorwürfe, die FDP
verkomme zur Juniorpartnerin der SVP, verstärkten sich noch, als sich die Freisinnigen
vor den zweiten Ständeratswahlgängen in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-
Kandidaturen zurückzogen. Die Verluste bei den Parlamentswahlen befeuerten die
Diskussion, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei; bei
den Bundesratswahlen gerieten die beiden FDP-Sitze trotz eines Angriffs der Grünen
aber nicht ernsthaft in Gefahr.

Die Mitte konnte bei den ersten nationalen Wahlen nach der Parteifusion den
kumulierten Wählendenanteil von CVP und BDP leicht übertreffen, überholte bei den
Nationalratssitzen die FDP und baute im Ständerat ihre Position als stärkste Partei aus.
Parteipräsident Gerhard Pfister liess darauf verlauten, er sehe die Mitte, die sich im
Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, künftig als Anführerin eines
dritten Pols mit eigenständiger Themensetzung. Vor den Bundesratswahlen entschied
sich die Mitte trotz ihres Wahlerfolgs dagegen, auf Kosten der FDP einen zweiten
Bundesratssitz zu beanspruchen, da eine Abwahl wiederkandidierender
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Regierungsmitglieder vermieden werden solle. Bei einem FDP-Rücktritt werde eine
Mitte-Kandidatur aber Thema werden. Mit unvorteilhaften Schlagzeilen war die Mitte im
Frühling konfrontiert, als ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwürfe erhoben, im
Generalsekretariat werde gemobbt. 

Die Grünen konnten im Frühling ihr 40-jähriges Jubiläum begehen, hatten 2023
ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgenössischen Wahlen erlitten sie in
beiden Räten deutliche Einbussen. Die Parteispitze betonte zwar, man habe das nach
der «Klimawahl» 2019 zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam
Parteipräsident Balthasar Glättli zum Schluss, er wolle als «Gesicht des Misserfolgs»
sein Amt 2024 abgeben. Im Wahlkampf hatte eine millionenschwere Wahlkampfspende
einer Gönnerin für einige Schlagzeilen gesorgt. Inhaltlich setzten die Grünen vor allem
auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative zum Ausbau der
Solarenergie.
Ungeachtet ihrer geschwächten Position im Parlament wollten die Grünen im Dezember
erstmals in den Bundesrat einziehen und griffen mit Nationalrat Gerhard Andrey die
beiden Bundesratsmitglieder der FDP, nicht aber die SP-Sitze an. Nachdem Andrey bei
seiner gemeinhin erwarteten Nichtwahl wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen
erhalten hatte, konnte sich Glättli aber auch für künftige Angriffe auf SP-
Bundesratssitze erwärmen. Unerfreulich war für die Grünen sodann eine Serie von
Parteiaustritten von Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern.

Nach Erfolgen bei mehreren kantonalen Parlamentswahlen brachten die
Nationalratswahlen für die GLP einen herben Dämpfer. Ihre Nationalratsfraktion
schrumpfte – teilweise wegen Proporzpech – um mehr als einen Drittel, worüber der
geglückte Wiedereinzug in den Ständerat nicht hinwegtrösten konnte. Ihre zuvor
gehegten Bundesratsambitionen begruben die Grünliberalen nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele, mit Viktor Rossi konnten sie aber immerhin den Kampf ums
Bundeskanzleramt für sich entscheiden. Als neue Fraktionspräsidentin bestimmte die
GLP im Dezember Corina Gredig (glp, ZH). 
Nach den Wahlen gab die künftige Ausrichtung der Partei Stoff für Spekulationen:
Während Parteipräsident Jürg Grossen in Interviews gewisse Avancen nach Rechts zu
machen schien, schloss sich die einzige GLP-Ständerätin der Ratsgruppe der Grünen
an, der grösste Spender der Partei wiederum regte öffentlich eine Fusion mit der Mitte
an.

Für die kleineren Parteien hielt das Jahr 2023 Unterschiedliches bereit. Dies gilt etwa
für die EVP, die in Basel-Landschaft erstmals überhaupt den Sprung in eine
Kantonsregierung schaffte, bei den eidgenössischen Wahlen aber den Nationalratssitz
ihrer Parteipräsidentin einbüsste. Das Mouvement Citoyens Genevois wiederum verlor
seinen Regierungssitz in Genf, konnte aber den Einzug in National- und Ständerat
feiern. Nicht mehr im Bundesparlament vertreten sind die PdA und Ensemble à
Gauche.

Erstmals kamen bei den eidgenössischen Wahlen die neuen Transparenzregeln des
Bundes für die Politikfinanzierung zur Anwendung. Auswertungen der Daten in den
Medien zeigten zwar, dass solche Analysen aus verschiedenen Gründen mit
nennenswerten Unschärfen verbunden bleiben. Der Hauptbefund aber, dass FDP und
SVP mit deutlichem Abstand vor SP und Mitte sowie Grünen und GLP über die grössten
Wahlkampfbudgets verfügten, schien unbestritten. 1

Linke und ökologische Parteien

Die SP des Kantons Tessin musste im Vorfeld der kantonalen
Gesamterneuerungswahlen 2023 eine Parteiabspaltung hinnehmen. Amalia Mirante,
2019 noch Staatsratskandidatin der SP, und Evaristo Roncelli, bis Oktober 2022
Vizepräsident der Kantonalpartei, gaben ihren Austritt und gründeten eine neue
Bewegung mit dem Namen «Avanti». Hintergrund war die Nomination der SP-
Kandidierenden für die kantonalen Regierungswahlen 2023, die im Tessin nach dem
Proporzverfahren durchgeführt werden und für die die SP erstmals eine gemeinsame
Liste mit den Grünen bildete, um den einzigen linken Sitz in der Regierung zu sichern.
Für die zwei SP-Plätze auf der Liste schlug die Parteileitung nebst der Favoritin Marina
Carobbio Guscetti mit Yannick Demaria einen 21-jährigen Jungsozialisten und
Klimaaktivisten mit wenig politischer Erfahrung vor. An dieser Auswahl störten sich
Mirante, die selbst früh Interesse an einer Kandidatur geäussert hatte, aber auch
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weitere Personen, die zum sozialliberalen Flügel der Partei zählten. Ihrer Ansicht nach
hätte Mirante, die als gemässigte Sozialdemokratin galt, aber ausser auf kommunaler
Ebene noch keine politischen Ämter ausgeübt hatte, mehr Vielfalt und interne
Konkurrenz zur Kandidatur der als prononciert links geltenden Carobbio Guscetti
gebracht. Roncelli und Mirante kritisierten die Partei in der Folge in offenen Briefen,
prangerten etwa ein «linkes Einheitsdenken» in der Partei an, welches keine
abweichenden Meinungen toleriere und eine Vielfalt von sozialdemokratischen
Positionen verunmögliche. Die Parteileitung gleite immer weiter nach links ab, Kritiker
würden zum Schweigen gebracht und teilweise auch persönlich angegriffen. Die Co-
Parteivorsitzenden Laura Riget und Fabrizio Sirica wiesen diese Vorwürfe zurück,
machten an der Nominationsversammlung aber auch klar, dass Mirante «in unserem
Projekt keine Funktion erfüllt», während Carobbio Guscetti inhaltlich-politisch das
Denken der Partei verkörpere. Gemäss NZZ vertrat die Ökonomie-Dozentin Mirante in
der Tat «teilweise wirtschaftsfreundliche Positionen» und habe etwa die 99-Prozent-
Initiative der Juso abgelehnt. Riget und Sirica machten auch geltend, Mirante sei in den
Parteigremien nicht präsent und verfolge bloss eigene Ambitionen.
Nachdem die SP-Nominationsversammlung den Vorschlag der Parteileitung unterstützt
hatte, traten Mirante und Roncelli aus der Partei aus und gaben im Dezember 2022 die
Gründung der neuen Bewegung «Avanti» bekannt. Diese solle eine «offene Mitte-
Links-Politik» verfolgen, Gleichheit und Freiheit als zentrale Werte hochhalten und für
«eine neue Art des Politisierens» stehen; vorgesehen sei etwa, die Bevölkerung online
konsultativ über Kandidierendenlisten oder Vorhaben der Partei abstimmen zu lassen.
Kurz darauf gab Avanti bekannt, für die anstehenden Regierungs- und
Parlamentswahlen jeweils eine gemeinsame Liste mit der Bewegung «Ticino&Lavoro»
zu bilden. Letztere wurde vom ehemaligen CVP-Lokalpolitiker Giovanni Albertini
angeführt und hatte ihre Wurzeln in einem Verein, der sich für die Wiedereingliederung
von Arbeitslosen in die Arbeitswelt einsetzt. Listenname war «Avanti con
Ticino&Lavoro» (ATL).
Nach der Gründung der neuen Splitterbewegung wurde Riget im Tages-Anzeiger mit der
Aussage zitiert, die SP sei «kompakt» und ausser Mirante und Roncelli gebe es keine
Abgänge. Die Wahlergebnisse im April 2023 deuteten dann allerdings darauf hin, dass
die neue Konkurrenz durchaus unangenehme Folgen für die SP hatte: Bei den
Staatsratswahlen schaffte Carobbio Guscetti zwar die Wahl, die links-grüne Liste holte
jedoch rund vier Prozentpunkte weniger Stimmen als ihre Vorgängerlisten 2019. «Avanti
con Ticino&Lavoro» mit der Kandidatur von Mirante an der Spitze erreichte
demgegenüber aus dem Stand einen Wählendenanteil von fünf Prozent. Auch bei den
Parlamentswahlen büsste die SP 1.2 Prozentpunkte und einen Sitz ein, während ATL mit
3.7 Prozent der Stimmen drei Sitze holte. Diese gingen an Mirante, Roncelli und
Albertini. Im Grossen Rat blieben die Avanti- und Ticino&Lavoro-Mitglieder vorerst
fraktionslos. Den Wahlerfolg von ATL wertete die NZZ als «kleines Erdbeben für die
Tessiner Parteienlandschaft», und das Co-Präsidium der SP räumte ein, die
Auswirkungen der neuen Konkurrenz unterschätzt zu haben. Es erachtete es im Sinn
einer kohärenten Politik aber weiterhin als richtig, dass Mirante nicht als SP-Kandidatin
aufgestellt worden war, weil diese inhaltlich nicht «das rot-grüne Projekt» vertreten
hätte. 2

Konservative und Rechte Parteien

Auf der äussersten Rechten verlor nun auch die Nationale Aktion ihre führende
Persönlichkeit. 
Valentin Oehen (na, BE) gab seine politischen Ämter – mit Ausnahme des
Nationalratsmandats – ab. Neuer Zentralpräsident wurde Hans Zwicky (TG, na). Seine
Partei verfolgte weiterhin eine gegen die Einwanderung wie die Integration von
Ausländern gerichtete Politik. Die Delegiertenversammlung beschloss die Ausarbeitung
einer Initiative «Einwanderungsstopp» und stimmte der Referendumsdrohung gegen
ein bevölkerungspolitisch unpräzises Ausländergesetz zu; sie wandte sich auch gegen
das Ausländerstimmrecht.
Neben Wahlniederlagen schienen sie auch erneut persönliche Rivalitäten zu belasten. 3

ANDERES
DATUM: 20.12.1980
PETER GILG
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Andere Parteien

Eine neue nationale, konfessionell unabhängige Parteiorganisation, die «Partei für
Kind und Gemeinschaft» (PKG), ist von 17 Einzelpersonen im Kanton Solothurn
gegründet worden. Die neue Partei will sich für eine Vereinheitlichung des
schweizerischen Schulsystems, für eine einheitliche Regelung der Kinderzulagen sowie
für verbesserte Sozialzulagen und Steuerabzüge für Familien und Alleinerziehende
einsetzen. Aber auch Verbesserungen in den Bereichen Wohnungsbau, öffentlicher
Verkehr und Umweltschutz werden angestrebt, um ein möglichst kinderfreundliches
Umfeld zu schaffen. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Vertreter der Demokratisch-Sozialen Partei (DSP) aus den Kantonen Basel-Stadt und
Graubünden sowie der Parti Social-démocratique aus Freiburg gründeten die
Demokratisch-Soziale Partei der Schweiz (DSP). Neue Kantonalparteien sollen sich vor
allem in den Kantonen Baselland, Zürich, Schaffhausen und Waadt konstituieren. Die
DSP versteht sich als «Links-Mitte-Partei» und als Alternative zur SP, aus der sich die
drei Gründerparteien abgespalten hatten. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.06.1994
EVA MÜLLER

Eine gleichnamige, nationale Partei gründete der European Kings Club (EKC). Es handelt
sich beim EKC um eine Investementgesellschaft, die in Strafuntersuchungen wegen
Finanzbetrügereien verstrickt ist. Die neue Partei soll die rechtlichen und finanziellen
Interessen der Gesellschaft auf politischer Ebene vertreten. In Schwyz und Uri wurden
zwei EKC-Kantonalparteien aus der Taufe gehoben. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.1994
EVA MÜLLER

In Obwalden wurde von teilweise ehemaligen CVP-Parteimitgliedern die Christlich-
konservative Volkspartei (CKP) gegründet, da die CVP ihrer Meinung nach dem
christlichen Anspruch nicht mehr gerecht werde. Im Parteiprogramm sprach sich die
neue Partei etwa gegen Abtreibung, Verhütungsmittel und Drogenkonsum aus; sie will
Wertezerfall und Orientierungslosigkeit der Gesellschaft bekämpfen.
Integrationspolitisch beschreitet sie einen der Zürcher SVP analogen Kurs. Zum
Parteipräsidenten wurde Lukas Brühwiler gewählt. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.12.1994
EVA MÜLLER

Die Christlich-konservative Volkspartei (CKP), die 1994 aus der Taufe gehoben worden
war, gründete in den Kantonen Aargau, Luzern, Thurgau und Zürich unter dem Namen
Katholische Volkspartei weitere Sektionen. Die Partei trat unter anderem gegen
Abtreibung und Konventionalscheidung, Feminismus, eine liberalisierte Drogenabgabe,
die Neat und den EU-Beitritt an, forderte aber die Einführung des Schulgebets.
Bei den eidgenössischen Wahlen erreichte die KVP in Aargau 0,7% und im Thurgau 1,4%
der Stimmen. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.07.1995
EVA MÜLLER

Einige christlichsoziale Gruppierungen beschlossen auf 1997 die Gründung einer von
der CVP unabhängigen Nationalpartei, der Christlichsozialen Partei der Schweiz (CSP),
um durch eine Bündelung der christlichsozialen Kräfte ein Gegengewicht zu einem
Rechtsrutsch der CVP zu setzen. Die Initiantin der neuen Partei, die CSP Jura sowie die
drei weiteren am Beschluss beteiligten CSP-Kantonalparteien (Luzern, Freiburg, Stadt
Zürich) gehören schon heute nicht der CVP an. Bereits 1976 wurde eine unabhängige
Christlichsoziale Partei gegründet, allerdings erfolglos. Der einzige CSP-NR, Hugo Fasel
(FR), mochte sich zur Parteigründung nicht festlegen und betonte, dass er an den
Vorbereitungsarbeiten nicht teilgenommen habe 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.11.1996
EVA MÜLLER

In der Katholischen Volkspartei (KVP) kam es zu einem parteiinternen Zwist um
Mitglieder mit sektiererischem Hintergrund. Mehreren Anhängern von Endzeit-Sekten
und dem umstrittenen Verein zur Förderung der psychologischen Menschenkenntnis
(VPM), die in den Parteigremien Einsitz genommen hatten, wurde vorgeworfen, die
Partei unterwandern zu wollen. Diese Mitglieder wurden zwar abgesetzt, trotzdem warf
die Zürcher KVP der Mutterpartei weiterhin Nähe zum VPM vor und spaltete sich von ihr
ab.

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.12.1996
EVA MÜLLER
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Im Januar löste sich als letzte verbleibende Sektion der Progressiven Organisationen
Schweiz (POCH) die Progressive Organisation Basel (POB) auf. Diese hatte ihre
Auflösung zwar bereits 1993 beschlossen, doch wollte die zuletzt noch sechsköpfige
Progressive Grossratsfraktion die Legislaturperiode noch zu Ende führen. Entstanden
war die anfänglich marxistisch-leninistisch orientierte POB 1970 im Nachgang zu den
weltweiten Studentenunruhen. Von Basel aus wurde auch die POCH gegründet (1972)
und aufgebaut. 1984 wurde die POB zur drittstärksten Partei in Basel. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.01.1997
EVA MÜLLER

Die einzige FRaP!-Vertreterin (Frauen Macht Politik!) im Nationalrat, Christine Goll,
verliess die Frauengruppierung, weil sie ihr auf nationaler Ebene keine Chancen mehr
einräumte. Im Nationalrat gehörte Goll bereits bisher der SP-Fraktion an. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.02.1997
EVA MÜLLER

Wie im letzten Jahr angekündigt, gründeten die CSP-Kantonalparteien Freiburg und
Jura sowie die freie CSP des Kantons Luzern und die freie CSP der Stadt Zürich eine von
der CVP unabhängige Christlich-soziale Partei der Schweiz (CSP). Prominenteste
Mitglieder der neuen Partei, die von einem vierköpfigen Gremium geleitet wird, sind der
Nationalrat Hugo Fasel (FR) und der Zürcher Stadtrat Willy Küng. Die CSP will sich links
von der CVP mit christlichem Hintergrund für sozial und ökologisch ausgerichtete
politische Lösungen einsetzen. Die CVP zeigte sich verärgert über den Namen der
neuen Partei, da es eine CSP bereits innerhalb der CVP gibt, der 14 kantonale
Gruppierungen angehören (u.a. auch eine CSP Luzern). Von einer «Abspaltung» mochte
sie nicht sprechen, da diese vier Parteien schon bisher ausserhalb der CVP gestanden
hätten.
Im Wallis trat der welsche christlich-soziale Flügel der CVP aus der Kantonalpartei aus
und formierte sich als Parti chrétien-social du Valais romand (PaCS). Er beantragte
Mitgliedschaft sowohl bei der CVP als auch der CSP Schweiz. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.10.1997
EVA MÜLLER

Das grün-alternative Demokratische Obwalden löste sich anfangs 1998 auf und
formierte sich als SP-Sektion neu. Die Umbenennung zahlte sich bei den
Kantonsratswahlen mit zwei Sitzgewinnen aus. Die Engelberger Ortssektion hatte den
Übertritt zur SP abgelehnt und blieb als Demokratisches Engelberg unabhängig. Auch
sie war bei den Wahlen mit einem Sitzgewinn erfolgreich. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.04.1998
URS BEER

Bei den kantonalen Wahlen gehörten grün-alternative und kleine Linksparteien neben
der GP zu den eigentlichen Wahlgewinnerinnen. Im Kanton Zug legten die Sozialistisch-
Grüne Alternative (SGA) und weitere alternative Gruppierungen um vier Parlamentssitze
( neu 7) zu, während das Demokratische Nidwalden mit zwei zusätzlichen
Parlamentssitzen (8) sowie einem Regierungsratssitz belohnt wurde.

WAHLEN
DATUM: 25.10.1998
URS BEER

Ein Komitee «Pro Familie und Ehe», dem vor allem Mitglieder der Katholischen
Volkspartei Schweiz (KVP) angehörten, ergriff das Referendum gegen das revidierte
Scheidungsrecht. Das Referendumskomitee, an dessen Spitze KVP-Präsident Lukas
Brühwiler stand, begründete diesen Schritt damit, dass das neue Gesetz einen Angriff
auf den Kern von Ehe und Familie darstelle. Das Referendum kam allerdings mit bloss
30'000 gesammelten Unterschriften nicht zustande. Ferner unterstützte die KVP das
Referendum gegen die Revision des Invalidenversicherungsgesetzes; sie stiess sich an
der Abschaffung der Viertelsrente. Parteipräsident Brühwiler wurde am Parteikongress
der KVP in Olten für zwei weitere Jahre im Amt bestätigt. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1998
URS BEER

Ende Oktober wurde die Internet-Partei gegründet. Sie unterscheidet sich von
herkömmlichen Parteien darin, dass sie kein fertiges Parteiprogramm besitzt. Statt
dessen werden die Parteithemen im Sinne einer «elektronischen Landsgemeinde»
online von den einzelnen Mitgliedern bestimmt und entsprechend politisch umgesetzt.
Wie der Vorstand bekanntgab, ist die Partei politisch neutral, will aber dennoch aktiv in
die politische Diskussion in der Schweiz eingreifen. Sie bekundete die Absicht, sich an
kantonalen wie an nationalen Wahlen zu beteiligen. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.11.1998
URS BEER
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Die bisher lose strukturierte Bewegung Frauen macht Politik! (FraP) vollzog an ihrer
Vollversammlung vom 7. Dezember die Gründung zu einer Partei. Mit dieser Massnahme
soll der Vorstand gestärkt, verbindliche Strukturen geschaffen sowie das
Handlungsfeld auf wenige Themen konzentriert werden. Die FraP hatte zu diesem
Zeitpunkt je einen Sitz im Zürcher Kantons- und Gemeinderat (Legislative) inne. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.12.1998
URS BEER

Von der Internetpartei Schweiz, die sich vor einem Jahr als «politisch-neutrale»
Bewegung der Öffentlichkeit vorgestellt hatte, war im Wahljahr wenig zu hören. Mit
Diskussionsforen übers Internet wollte die Partei ihren Beitrag zu einer fundierten
politischen Diskussion leisten. Laut Parteipräsident Guido Honegger fehlte allerdings
die politische Mitte in diesen Foren; die Diskussionen wurden beherrscht von teils
anonymen Voten von ganz links und ganz rechts. Die Mitgliederzahl blieb mit rund 500
sehr bescheiden. Die erhofften Sponsoren aus der Informatikbranche blieben ebenfalls
aus. Als Honegger sich schliesslich im Aargau auf eine CVP-Liste für die
Nationalratswahlen setzen liess, versetzte er laut Beobachtern seiner Partei den
Todesstoss. Die Internet-Homepage und der Telefonanschluss des Parteisekretariats
waren Ende Jahr verwaist. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Ehemalige Mitglieder der Genfer und der Waadtländer Linkspartei Solidarités gründeten
den "Mouvement pour le socialisme", welcher sich gegen Globalisierung und
Kapitalismus richtet. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Nach der Zürcher Gruppierung "Frauen macht Politik (FraP!) löste sich Ende Jahr auch
die Frauenliste Basel (FraB) auf. Damit gibt es praktisch keine feministischen
Frauenparteien mehr in der Schweiz; nur noch in St. Gallen sitzt eine Frauenpartei-
Vertreterin im Stadtparlament. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Kanton Jura eroberten die Christlichsozialen ihren 1994 verlorenen Regierungssitz
wieder zurück.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Das Freie Forum, bis anhin nur im Kanton Zürich tätig, beabsichtigt, sich in der ganzen
Schweiz zu etablieren, obschon es ihm nicht gelungen war, den Sitz seines Präsidenten
Roland Wiederkehr (ehemals ldu) im Nationalrat zu halten. Die Schwerpunkte des
Freien Forums liegen bei den Themen Gesundheit, Natur und Umwelt, Migration, Kinder
und Jugend, Geschlechterfragen, Wirtschaft und Arbeit sowie Verkehr und
Sicherheit. 20

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Blaise-Alexandre Le Comte, ehemaliger Präsident der Genfer Liberalen, gründete im
Dezember eine neue kantonale Partei, „La Droite libérale“. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die von der CVP unabhängigen Christlichsozialen brachen bei den kantonalen
Parlamentswahlen in Freiburg von zehn auf vier Sitze ein. In Obwalden, wo sich die CSP
2002 von der CVP getrennt hatte, musste sie sich erstmals in kantonalen Wahlen
bewähren. Sie konnte mit einem Stimmenanteil von 17% zehn der 55 Parlamentssitze
erobern und ihre beiden Regierungsmandate behalten. Im Jura verteidigte Laurent
Schaffter ebenfalls den christlichsozialen Regierungssitz; im Parlament erhöhte die CSP
ihre Sitzzahl auf neun (+1). Die CSP Schweiz unterstützte einstimmig die linke Kosa-
Initiative und alle vom Parlament beschlossenen Vorlagen mit Ausnahme der Asyl- und
Ausländergesetze. 22

WAHLEN
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Die CSP erreichte erneut einen Sitz im Nationalrat  (Fasel, FR), dies bei einem
Stimmenanteil von 0,4%.

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Die Lega dei Ticinesi konnte bei den kantonalen Wahlen im Tessin einen Erfolg
verbuchen. Der Lega-Staatsrat Marco Borradori wurde glänzend wiedergewählt und im
Kantonsparlament gewann die Partei vier Sitze hinzu. Der Präsident der Lega, Giuliano
Bignasca, hatte sich zuvor mit einem Hilferuf an die Wählerinnen und Wähler gewandt. 
Nach den eidgenössischen Wahlen schloss sich der wiedergewählte Lega-Nationalrat
Attilio Bignasca der SVP-Fraktion an. 23

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Die Grünliberalen, die bisher nur im Kanton Zürich nach einer Abspaltung von der
dortigen Grünen Partei existiert hatten, gründeten im Juli eine nationale Partei.
Nationalrat Martin Bäumle (ZH) wurde ihr erster Präsident. Im April hatten die
Grünliberalen im Zürcher Kantonsrat auf Anhieb 10 Sitze erreicht, woraufhin in
verschiedenen Kantonen die Gründung einer Grünliberalen Partei angestrebt wurde.
Die nationale Partei bestand zunächst nur aus den zwei Sektionen Zürich und St. Gallen
und stellte auch nur in diesen Kantonen Kandidaten für die Nationalratswahlen auf. Im
Herbst wurden in den Kantonen Bern und Basel-Landschaft weitere grünliberale
Sektionen gegründet. Die Leitlinien der GLP Schweiz beruhen auf denjenigen der
Zürcher Kantonalpartei. Die Grünliberalen streben eine lösungsorientierte Politik an,
welche Umweltschutz, Soziales und Wirtschaftsinteressen in Einklang bringen soll. Bei
den Nationalratswahlen erreichte die GLP drei Sitze, die sie alle im Kanton Zürich
gewann. Die Grünliberalen schlossen sich im Parlament einer Fraktion mit CVP und EVP
an. In den Kantonen Waadt, Wallis und Neuenburg trat die nicht zur GLP gehörende
bürgerliche überparteiliche Formation „Ecologie Libérale“ zu den Nationalratswahlen
an. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL

Im Juli wurde die Piratenpartei der Schweiz gegründet. Die hauptsächlich aus unter 30-
Jährigen bestehende Partei legt den Schwerpunkt auf das Thema Internet. Sie fordert
einen „freien Datenverkehr“: Der Gratis-Download von Musik und Filmen soll straffrei
sein und es soll keine Zensur von Internetseiten erfolgen. Auch gegen ein Verbot von so
genannten „Killerspielen“ richtete sich die Partei. Die Piratenpartei kündigte weiter an,
sich für den Schutz der Privatsphäre im Internet und gegen Datenspeicherung auf
Vorrat einzusetzen. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.07.2009
SABINE HOHL

Die im Juli 2009 gegründete Piratenpartei, die ihren programmatischen Schwerpunkt
beim Thema Internet ansiedelt, freien Musikdownload und ein verbotsfreies Internet
fordert, hat im Berichtsjahr an Mitgliedern gewonnen und trat in Bern erstmals auch bei
kantonalen Parlamentswahlen an. Die elf Kandidaten – durchwegs Männer – hatten
allerdings keine Chance auf einen Sitzgewinn. In vier Kantonen wurden kantonale
Sektionen gegründet: In Zürich, in Bern, in den beiden Basel und im Aargau. Einen Erfolg
konnte die Partei auf lokaler Ebene verzeichnen. Die Winterthurer Stimmbürger wählten
Marc Wäckerlin ins Stadtparlament. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Im Juli wurde in Zürich die Tierpartei Schweiz gegründet. Hauptsächliches Thema ist
der „verantwortungs- und würdevolle Umgang mit allem Leben“. Die Partei stehe dem
grünliberalen Gedankengut nahe. Die Tierpartei will bereits bei den Wahlen 2011 mit
eigenen Kandidaten antreten. Im Zusammenhang mit der Tieranwalt-Initiative hatte sich
die Gruppierung mit Hilfe des Internet-Netzwerkes Facebook ins Leben gerufen. 27

ANDERES
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die im Juli 2010 gegründete Tierpartei, welche die Bedürfnisse und Interessen von
Tieren und den Erhalt derer natürlicher Lebensräume ins Zentrum ihrer politischen
Arbeit stellt, trat in vier Kantonen erfolglos zu den Nationalratswahlen (ZH, SO, BE, LU)
und mit Barbara Banga-Schaad im Kanton Solothurn auch zu den Ständeratswahlen an.
An ihrer ersten Vollversammlung Mitte Mai 2011 in Wallisellen verabschiedete die Partei
ihr Programm, in welchem sie sich verpflichtete, Tieren eine Stimme zu geben. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.05.2011
MARC BÜHLMANN
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Anfang Mai 2011 wurde die „Integrale Politik Schweiz“ gegründet. Ziel der rund 550
Mitglieder umfassenden Partei, die aus einem bereits sechs Jahre bestehenden Verein
hervorging, sei der Einbezug spiritueller und ethischer Dimensionen menschlichen
Handelns in die Politik. Die erste Kantonalsektion wurde Ende Mai im Kanton Freiburg
gegründet. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.05.2011
MARC BÜHLMANN

Mit einer Plattform und dem Slogan „Sachpolitik statt Parteipolitik“ schlossen sich
Anfang Mai 2011 verschiedene Parteilose zusammen. Unter dem Namen parteifrei.ch
kandidierten sie in einigen Kantonen auch für die nationalen Wahlen. Die Mitglieder der
„Partei für Parteilose“, wie die neue Bewegung in den Medien getauft wurde, mussten
sich mit der Unterzeichnung einer Charta auf eine gemeinsame Linie verpflichten, mit
der Freiheit, Unabhängigkeit und die Solidarität mit Benachteiligten angestrebt werde.
In Zürich (Hans-Jakob Heitz) und Bern (Joseph Rothenfluh), trat die Partei – chancenlos
– zu den Ständeratswahlen an. 30

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.06.2011
MARC BÜHLMANN

In grösseren Kantonen, die im Nationalrat über mehrere Sitze verfügen, treten in
eidgenössischen Wahljahren auch immer wieder neue, auf Partikularinteressen
ausgerichtete Interessengruppen auf. So kandidierte etwa im Kanton Zürich eine
Gruppe Konfessionsloser (konfessionslose.ch), die für die strikte Trennung von Staat
und Kirche einstehen oder die Anti-Powerpoint-Partei, die sich gegen die Verwendung
des besagten Computerprogramms wendet. Einige dieser Kleinstparteien versuchten
mit Hilfe von Ständeratskandidaturen auf sich aufmerksam zu machen: so etwa die
Partei Solidarische Schweiz (ZH), die Volks-Aktion (BS), die Tierpartei (SO, siehe unten),
die Familiä-Partei (AG), MontagnaViva (TI) oder der „Soutien des citoyens jurassiens“
(JU). 31

ANDERES
DATUM: 11.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die bisher in den Kantonen Zürich, Aargau, Bern und beiden Basel aktive Piratenpartei
gründete 2011 auch Sektionen in der Romandie. Im Januar wurde le Parti pirate in
Freiburg sowie Genf und im Februar im Kanton Waadt aus der Taufe gehoben. Auch in
den Kantonen Luzern, Thurgau und St. Gallen (inklusive AI und AR) wurden im
Berichtsjahr Sektionen gegründet. Die Partei, die bisher einen Sitz in einem
Stadtparlament innehat (Winterthur) und sich für freien Internet-Zugang in den
Bereichen Wissen, Kultur und Medien einsetzt, trat im Berichtsjahr in sieben Kantonen
(AG, BE, BS, FR, GE, VD ZH) zu den Nationalratswahlen an. Dank Spenden und Sponsoren
stünden rund CHF 50'000.- zur Verfügung, gab der Präsident der Piraten, Denis
Simonet, bekannt. Der Wahlkampf konzentrierte sich thematisch auf die Kulturpolitik
(Zurückbindung des Urheberrechts). Auch bei den kantonalen Wahlen in Zürich und den
kommunalen Wahlen in Lausanne kämpften die Piraten um Parlamentssitze. Allerdings
blieben sie – anders als ihre Schwesterpartei in Deutschland, die bei zahlreichen
regionalen Wahlen Erfolge feierte – auch auf subnationaler Ebene ohne Mandate. Die
Partei, die Ende August eine Parteiversammlung abhielt, bestand Ende 2011 aus rund
1'400 Mitgliedern. 32

WAHLEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

An ihrem Parteitag Mitte Juni in Aarau wagten sich die Piraten in noch wenig vertraute
Gefilde. Sie veröffentlichten ein Communiqué zur Europapolitik, in welchem sie eine
direktdemokratisch organisierte EU fordern, in der jeder Staat das gleiche Gewicht
erhält. Zudem müsse die EU-Exekutive demokratisch legitimiert werden. Erst zu einer
derart organisierten EU könne die Schweiz dereinst beitreten. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.06.2012
MARC BÜHLMANN

Nach eigenen Angaben umfasste die Partei Anfang 2012 rund 1'800 Mitglieder in zehn
Sektionen. Im Berichtjahr kam es an der Parteispitze zu einem Wechsel. Der bisherige
Präsident und Gründer der Piraten, Denis Simonet, machte dem 30-jährigen Zürcher
Thomas Bruderer Platz, der Anfang März an der Delegiertenversammlung in
Visperterminen gewählt wurde. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.07.2012
MARC BÜHLMANN
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Bisher hatten die Piraten einen Mandatsträger im Grossen Gemeinderat von Winterthur
(Marc Wäckerli). Neu hinzu kam der in Eichberg (SG) zum Gemeindepräsidenten
gewählte Alex Arnold. Die Piraten selber zeigten sich überzeugt davon, dass ihnen
grössere Durchbrüche noch gelingen werden. Themen wie Videoüberwachung,
Datenschutz und Internetkriminalität, zu denen die Piraten einiges zu sagen hätten,
würden zusehends wichtiger. 35

WAHLEN
DATUM: 25.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die Piratenpartei trat zwar bei vier im Berichtjahr stattfindenden kantonalen
Gesamterneuerungswahlen an, hatte jedoch keine Chance auf einen Wahlerfolg. Nur
im Kanton Basel-Stadt erhielt die Partei mehr als ein Wählerprozent. In den Kantonen
Aargau, St. Gallen und Waadt blieb sie deutlich unter dieser Grenze.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Zu einem Eklat kam es am Schweizer Piratenkongress Ende Februar in Aarau.
Parteipräsident Thomas Bruderer trat als Vorsitzender zurück, weil die rund 60
anwesenden Piraten einen Vorschlag Bruderers zur Einführung von
Delegiertenversammlungen ablehnten. Alexis Roussel übernahm die Partei ad interim.
Bruderer war erst vor einem Jahr zum Kapitän bestimmt worden. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.02.2013
MARC BÜHLMANN

Auch im Berichtjahr blieb die Piratenpartei ohne Wahlerfolge. In den Kantonen Genf
und Wallis stachen die Piraten für die Parlamentswahlen in See. Alexis Roussel, der
Präsident der Piratenpartei Schweiz, kandidierte zudem erfolglos für die Genfer
Exekutivwahlen. Auch hinsichtlich der Zahl der Mitglieder wurden die gesteckten Ziele
nicht erreicht. Innerhalb eines Jahres konnten leidglich 200 neue Mitglieder
verzeichnet werden. Die Partei umfasste Ende Berichtjahr rund 2'000 Piraten. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.08.2013
MARC BÜHLMANN

Auf sich aufmerksam machte die Piratenpartei bei einer Protestaktion in Bern.
Gegenüber der amerikanischen Botschaft demonstrierten die Piraten gegen die
Datensammlungen des amerikanischen Geheimdienstes NSA. 38

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2013
MARC BÜHLMANN

Die Piraten waren Teil des Komitees, welches das Referendum gegen das Fatca-
Abkommen mit den USA lanciert hatte. Allerdings konnten nur rund 30‘000 der
verlangten 50‘000 Unterschriften gesammelt werden. Parteipräsident Roussel sprach
dennoch von einer guten Erfahrung, weil man gemerkt habe, wie viel Aufwand die
Unterschriftensammlung für eine kleine Partei bedeute. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2014
MARC BÜHLMANN

Anfang März wurde Alexis Roussel im Amt als Präsident der Piraten bestätigt. Roussel
hatte das Amt ad interim vom ehemaligen Gründer der Schweizer Partei und Ex-
Präsidenten, Thomas Bruderer, übernommen. Bruderer hatte die Partei 2013 verlassen
und das Projekt als gescheitert bezeichnet. Im Vorstand bestätigt wurde auch Marc
Wäckerlin (ZH). Die drei restlichen Vorstandsmitglieder wurden ebenfalls an der
Generalversammlung im März gewählt: Guillaume Saouli (VD), Kilian Brogli (AG) und
Jorgo Ananiadis (BE). Die Partei wies 2014 rund 1‘240 Mitglieder auf. 40

ANDERES
DATUM: 08.03.2014
MARC BÜHLMANN

Eine Niederlage mussten die Piraten auf lokaler Ebene einstecken. Der erste
Gemeindepräsident der Piraten, Alex Arnold, der der Gemeinde Eichberg (SG) vorsteht,
trat aus der Partei aus und wechselte zur CVP. Arnold bedauerte den Schritt: Er habe
nicht die Zeit, die nötige Aufbauarbeit in der Piratenpartei mitzutragen, und eine
Mitgliedschaft bei den Piraten wäre seinem Ziel, ins kantonale Parlament einzuziehen,
nicht förderlich. Damit verfügten die Piraten nur noch über einen einzigen
Lokalpolitiker, nämlich Vizepräsident Marc Wäckerlin im Winterthurer Parlament. 41

ANDERES
DATUM: 05.04.2014
MARC BÜHLMANN
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Viel Energie wendeten die Piraten im Berichtjahr für den Kampf gegen das neue
Bundesgesetz zur Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (Büpf) auf.
Insbesondere bei der Diskussion um die so genannten Staatstrojaner und die
Speicherung von Verbindungsdaten erhofften sich die Piraten, dass sie als Spezialisten
einen Einfluss auf die politische Debatte ausüben könnten und stärker wahrgenommen
würden. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2014
MARC BÜHLMANN

In Zürich und im Kanton Zug wehrte sich die Piratenpartei erfolglos gegen die dort
angewendeten Wahlhürden. Die Beschwerde gegen die 3-Prozent-Hürde im Kanton Zug
wurde vom Bundesgericht abgewiesen, was auch die Beschwerde in der Stadt Zürich
gegen die 5-Prozent-Hürde obsolet machte (vgl. auch Kapitel 1e). 43

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.12.2014
MARC BÜHLMANN

In Zug, einem der acht Kantone, in denen 2014 Gesamterneuerungswahlen für das
Parlament durchgeführt wurden, traten die Piraten für die Parlaments- und die
Regierungswahlen an. Die Kandidierenden konnten allerdings nicht in die Entscheidung
eingreifen; bei den Parlamentswahlen wurde die 3-Prozent-Hürde deutlich verpasst.
Auch bei den kommunalen Wahlen in der Stadt Zürich blieb ein Erfolg deutlich aus.
Immerhin konnte die Partei den einzigen Sitz im Winterthurer Parlament halten: Marc
Wäckerlin wurde deutlich bestätigt und die Verdoppelung des Wähleranteils reichte nur
knapp nicht für ein zweites Mandat. Ein Sitz in der Stadtregierung, für den sich die
Piraten sowohl in Zürich als auch in Winterthur bewarben, wurde allerdings deutlich
verpasst. 44

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Im Präsidium der CSP Obwalden gab es im September 2021 einen Wechsel: Hanspeter
Scheuber, der die Partei seit 2020 zusammen mit Sepp Stalder im Co-Präsidium
geführt hatte, wurde nach dessen Rücktritt alleiniger Präsident. Stalder hatte die Partei
seit 2015 präsidiert, zunächst bis 2018 mit Co-Präsident Christian Schäli und danach
zwei Jahre alleine. 45

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.09.2021
HANS-PETER SCHAUB

Die vier Kantonsratsmitglieder der CSP Obwalden entschieden sich im April 2022, in
der beginnenden Legislatur als Fraktionslose zu politisieren. Einen Monat davor hatte
die CSP bei den Kantonsratswahlen vier von acht Sitzen eingebüsst und damit erstmals
überhaupt seit ihrem Ausscheiden aus der CVP-Fraktion 1982 die Schwelle von fünf
Sitzen verpasst, die es für die Bildung einer eigenen Fraktion braucht. Man habe vor
diesem Hintergrund auch einen Anschluss an die SP- oder die CVP/Mitte-Fraktion in
Erwägung gezogen, letztlich aber verworfen: Die vier Christlichsozialen fürchteten, dass
ihre eigenständige politische Ausrichtung mit einem solchen Anschluss eingeschränkt
würde. Zudem sei bei einer Einbindung in eine grössere Fraktion nicht sicher, dass bzw.
in welchen Kommissionen die CSP-Mitglieder Einsitz nehmen könnten. Als
Fraktionslosen ist ihnen dieser Zugang zu den Kommissionen und damit zu wichtigen
Informationen nun von vornherein verwehrt, ausser wenn die Ratsleitung freiwillig CSP-
Ratsmitglieder in die Kommissionen einladen würde, wenn beispielsweise spezifische
Kompetenzen gefragt sein sollten. In der Obwaldner Zeitung liess sich die Partei
dahingehend zitieren, dass sie nun im Interesse der Sachpolitik eine «partielle
Zusammenarbeit auf inhaltlicher Ebene mit der CVP/Mitte-Fraktion» suchen und bei
den Wahlen 2026 wieder Fraktionsstärke erlangen wolle.
Anders als etwa die CSP Oberwallis oder die CSP St. Gallen gehört die CSP Obwalden
seit 2002 weder der Mitte noch einer anderen nationalen Partei an, sondern ist
selbstständig. In der Obwaldner Politik ist sie indessen eine durchaus nennenswerte
Kraft, besetzt sie doch seit 1960 stets mindestens einen Sitz in der Kantonsregierung
und hielt von 2011 bis 2019 mit Karl Vogler auch einen der beiden Obwaldner Sitze im
eidgenössischen Parlament. 46

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.04.2022
HANS-PETER SCHAUB

Die Centre Gauche – PCS Valais romand beschloss im Juni 2023 ihre Auflösung.
Begründet wurde der Schritt mit einer zu geringen Wählendenbasis, nachlassenden
Kräften für die Parteiarbeit, einer zunehmenden Unabhängigkeit der verschiedenen
linken Parteien im Wallis und dem Scheitern einer Allianz mit der CSP Oberwallis.
Zuletzt hatte die Partei bei den eidgenössischen Wahlen 2019 im Wallis 1.02 Prozent der
Stimmen geholt; im Walliser Grossen Rat besetzte sie vier Mandate, die sie 2021 auf
gemeinsamen Listen mit der SP erzielte. Ob sich die vier Grossrätinnen und Grossräte

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.06.2023
HANS-PETER SCHAUB
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der SP anschliessen würden, in deren Fraktion sie schon bisher Aufnahme gefunden
hatten, war zunächst nicht bekannt.
Die Geschichte der Partei reicht ins Jahr 1997 zurück, als Angehörige des christlich-
sozialen Flügels aus der Unterwalliser CVP austraten und unter dem Namen «Parti
chrétien-social du Valais romand» eine neue Formation gründeten, die zunächst
allerdings noch Teil der CVP Schweiz blieb. 2005 trat die Unterwalliser Partei dann der
CSP Schweiz bei, mit der sie 2013 auch den Namenswechsel zu «Centre Gauche – PCS»
mitmachte. Ihren ersten Sitz im Walliser Grossen Rat holte die Partei 2001, ab 2009
waren es jeweils drei bis vier Grossratssitze. Dabei traten ihre Kandidierenden meist auf
gemeinsamen Listen mit der SP und den Grünen an. Zu den bedeutenden Erfolgen der
Parteigeschichte zählte die abtretende Co-Präsidentin gegenüber der Presse den
Beitrag der CSP Unterwallis zur Wahl des SP-Nationalrats Mathias Reynard 2011 und das
erfolgreiche Engagement für die Einsetzung eines Verfassungsrats zur Totalrevision der
Walliser Kantonsverfassung im Jahr 2018.
Mit dem Verschwinden der Unterwalliser Sektion verfügt die Mitte Links – CSP Schweiz
noch über vier Kantonalparteien in Freiburg, Jura, Zürich und Luzern; von letzterer
sind allerdings seit Längerem keine Aktivitäten mehr bekannt. Hingegen gehören die
CSP Obwalden und die CSP Zug keiner nationalen Partei an, während die vormalige CSP
Oberwallis (2023 in «neo» umbenannt) und weitere kantonale Formationen mit dem
Kürzel «CSP» Mitgliedsektionen der Mitte (ehemals CVP) sind. 47

Der Parti Chrétien-Social Indépendant du Jura (PCSI) bestimmte im November 2023
Sophie Guenot, Suppleantin im Kantonsparlament, zu seiner neuen Präsidentin. Guenot
war die einzige Kandidatin für das Amt, das nach der Rücktrittsankündigung von Thomas
Schaffter per Anfang 2024 neu zu besetzen war. Schaffter hatte der Kantonalpartei seit
Februar 2016 vorgestanden. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.11.2023
HANS-PETER SCHAUB

Kleinere Parteien im Wahljahr 2023: Kurzüberblick

Für die kleineren Parteien hielt das Wahljahr 2023 ganz Unterschiedliches bereit. Die
EVP startete mit einem Triumph ins Jahr, als sie in Baselland erstmals überhaupt in
ihrer 104-jährigen Parteigeschichte den Sprung in eine Kantonsregierung schaffte. Bei
den eidgenössischen Wahlen verlor sie dann jedoch einen ihrer bisher drei
Nationalratssitze – betroffen war Lilian Studer (AG, evp), die daraufhin verlauten liess,
sich nun einen Rücktritt als nationale Parteipräsidentin zu überlegen.
Umgekehrt verlief die Stimmungskurve beim Mouvement Citoyens Genevois, das im
Frühling seinen Regierungssitz in Genf verlor, im Herbst aber den Einzug in National-
und Ständerat feiern konnte. Nach einigem Hin und Her schlossen sich dort alle seine
Vertreter der SVP-Fraktion an. 
In der SVP-Fraktion verblieben wie schon in der letzten Legislatur auch die EDU, die im
Nationalrat von einem auf zwei Sitze zulegen konnte, und die Lega dei Ticinesi, die ihr
einziges Nationalratsmandat hielt; bei den Wählendenanteilen musste letztere sowohl
bei den Grossrats- als auch bei den Nationalratswahlen deutliche Einbussen
hinnehmen.
Auf der linken Seite des Spektrums konnten weder die PdA noch das linke Wahlbündnis
Ensemble à Gauche ihre Sitze im Bundesparlament verteidigen. Letzterem dürften auch
die Konflikte innerhalb der Genfer Linken zum Verhängnis geworden sein.
Für keine Parlamentssitze reichte es den aus der Gegnerschaft zu den Covid-
Massnahmen hervorgegangenen Organisationen Mass-voll und Aufrecht Schweiz, und
zwar weder bei den eidgenössischen Wahlen noch bei den kantonalen Wahlen, zu
denen sie antraten. Elektoral erfolgreicher war die ebenfalls dem
massnahmenskeptischen Lager zuzurechnende Tessiner Formation HelvEthica, die den
Sprung ins Tessiner Kantonsparlament schaffte.
Geradezu fulminant startete in Genf die vom umstrittenen ehemaligen FDP-
Regierungsrat Pierre Maudet neu gegründete Bewegung Libertés et Justice sociale, die
auf Anhieb einen Regierungs- und zehn Grossratssitze holte.

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2023
HANS-PETER SCHAUB

1) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Parteien
2) Ticino libero, 13.10.22; CdT, 14.10., 18.10., 19.10.22; AZ, 29.10.22; CdT, 14.11.22; NZZ, 16.11.22; CdT, 24.11., 6.12., 15.12.22; TA,
9.1.23; CdT, 13.1.23; NZZ, 17.3., 3.4.23; TA, 4.4.23; CdT, 6.4.23
3) Pitterle (1980). The limits of interdependence: the development of the Swiss New Right as an oppositional force to
Switzerland's regional and global interdependence.; Schwarzenbach (1980). Im Rücken das Volk.; TA, 13.3., 20.12.80; LNN,
19.4.80; BaZ, 26.4.80; NZZ, 28.4.80; Volk + Heimat, Mai 1980; Bund, 30.5.80 
4) SZ vom 12.3.90; NZZ und JdG vom 9.6.90.
5) NZZ, BaZ, BüZ und Lib., 6.6.94
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6) LNN, 24.10.94; TA, 25.10.94
7) NZZ, Bund und LZ, 12.12.94
8) TA, 3.1. und 14.7.95; LNN, 6.3.95
9) Bund, NZZ und QJ, 4.11.96; NZZ, 4.11.96
10) NZZ, 16.1.97; Bund, 17.1.97; TA, 18.1.97
11) NZZ, 27.2.97; WoZ, 28.2.97
12) Presse vom 23.6.97; 24 Heures und NF, 18.10.97
13) NZZ, 23.1.98; NLZ, 26.1., 6.4. und 7.4.98
14) Presse vom 15.7. und 28.7.98; NZZ und TA, 10.10.98; NZZ, 21.7. und 9.11.98
15) AZ, 4.11. und 25.11.98; TA, 25.11.98; NZZ, 26.11.98
16) TA, 9.12.98
17) BaZ, 6.2.99; Ww, 7.10.99
18) WoZ, 14.3.02; LT, 25.4.02; TG, 29.11.02.
19) BaZ, 16.10.02; TA, 31.10. und 30.12.02.
20) NZZ, 21.11.03.
21) LT, 1.12.06; TG, 27.10. und 2.12.06. 
22) Siehe dazu SPJ 2002, S. 331. Bei der CSP Schweiz hat die CSP OW Beobachterstatus.
23) Presse vom 3.4.07; SGT, 4.4.07.
24) Kantonsratswahlen in ZH: BZ, 17.4.07. Gründung der Grünliberalen Partei Schweiz: NZZ, 14.7.07; AZ, BaZ und SGT, 20.7.07;
AZ, 11.8.07. Gründung in BL: BaZ und NZZ, 27.9.07. Gründung in BE: Bund, 9.10.07. Ecologie libérale: Bund, 21.4.07.
25) BaZ und SGT, 10.7.09; Exp., 11.7.09; NLZ, 14.7.09.
26) NZZ, 11.1.10; Bund, 25.2. und 1.11.10; SGT, 10.4.10; TA, 19.10.10; BAZ, 9.11.10; AZ, 31.12.10.
27) AZ, TA und 24h 26.7.10; TG, 23.8.10.
28) Medienmitteilung Tierpartei vom 15.5.11.
29) Presse vom 7.5.11; Lib., 27.5.11.
30) So-Bli, 12.6.11; SN, 14.6.11.
31) TA, 6.7.11; NZZ, 11.8.11.
32) LT und NZZ, 18.1.11; AZ und BaZ, 29.3.11; TA, 9.5.11; NZZ, 30.5. und 26.8.11; NLZ, 1.10.11; SN, 14.11.11; NLZ, 18.11.11; SGT, 14.11.
und 16.11.11.
33) So-Bli, 10.6.12.
34) Bund, 24.2.12; NZZ, 5.3.12; WoZ, 1.3.12; BaZ, 2.7.12; NZZ, 25.7.12.
35) SoZ, 19.2.12; Bund, 24.2.12; AZ, 7.8.12; TA und SGT, 25.9.12.
36) SO, 24.2.13.
37) SO, 24.2.13; LT, 3.8.13.
38) SO, 30.6.13; TZ, 27.8.13.
39) TG, 6.3.14
40) TG, 6.3.14; NZZ, 19.9.14
41) BaZ, 5.4.14
42) NZZ, 19.9.14
43) ZGZ, 16.1., 3.4., 29.4., 21.6., 12.7., 14.11., 17.12., 18.12.14
44) LZ, 10.3.14; ZGZ, 23.8.14
45) NWZ, 20.9.21
46) NWZ, 14.3., 14.4.22
47) Medienmitteilung PCSVr vom September 2005; NF, 16.6.23
48) Medienmitteilung PCSI JU vom 1.12.23; RFJ, 30.11.23; QJ, 1.12.23
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